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Dringlicher Antrag an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Tirol 
am 19. November 2015 

 
„Kein politisches Kleingeld auf dem Rücken des 

Bestbieterprinzips“ 
 
 
 
 
Tirol war das einzige Bundesland, welches beim vergangenen 
Verfassungsausschuss des Bundes gegen das neue Bundesvergabegesetz 
gestimmt hat. 
Die Argumentation der Wirtschaftslandesrätin Patrizia Zoller-Frischauf (frühere 
Wirtschaftskammervizepräsidentin), dass an konkreten Vorschlägen in den 
Abstimmungen mit den Bundesländern gerade gearbeitet wird, um die beste 
Lösung für Tiroler Unternehmen zu erreichen, kann nur ein Schildbürgerstreich 
sein. 
Warum nicht schon lange sämtliches ausverhandelt worden ist, entzieht sich 
jeder Denkweise. 
 
Die vorgeschlagene Regelung des Bundes, die  mehr Bürokratie für Unternehmen 
und Verwaltung, sowie mehr Kosten nach sich bringt wirkt fadenscheinig.  
Vermehrter Behördenwahnsinn, der zu Verkomplizierung von neuen Gesetzten 
führt, dürfte zu keiner Zeit ein Thema sein. 
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Der RfW – Tirol stellt daher folgenden 
 
Antrag: 
 
Das Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer Tirol 
möge beschließen: 
 
Die Wirtschaftskammer Tirol soll ihren vorhandenen Einfluss auf die 
Wirtschaftslandesrätin Zoller-Frischauf wirken lassen um bis zum 
Verfassungsausschuss, der am 3. Dezember wieder tagt die Blockadehaltung für 
dieses Gesetzt auf zu geben. Im Sinne des Volkswirtschaftlichen Nutzen und der 
positiven Wirkung des Bestbieterprinzips, dass das neue Bundesvergabegesetzt 
noch März 2016 in Kraft treten kann. 
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